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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht fasst durch die Richterin Dr.in Tatjana CARDONA als Einzelrichterin über die

Beschwerde von XXXX , geb. am XXXX gegen den Bescheid der Bildungsdirektion Oberösterreich vom 05.10.2020, Zl.

Präs/3a-6/0008-2020 den Beschluss:Das Bundesverwaltungsgericht fasst durch die Richterin Dr.in Tatjana CARDONA

als Einzelrichterin über die Beschwerde von römisch 40 , geb. am römisch 40 gegen den Bescheid der

Bildungsdirektion Oberösterreich vom 05.10.2020, Zl. Präs/3a-6/0008-2020 den Beschluss:

A)

In Erledigung der Beschwerde wird der angefochtene Bescheid aufgehoben und die Angelegenheit gemäß § 28 Abs. 3,

2. Satz VwGVG, BGBl. I Nr. 122/2013, zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Bildungsdirektion Oberösterreich

zurückverwiesen.In Erledigung der Beschwerde wird der angefochtene Bescheid aufgehoben und die Angelegenheit

gemäß Paragraph 28, Absatz 3, 2, Satz VwGVG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2013,, zur Erlassung eines

neuen Bescheides an die Bildungsdirektion Oberösterreich zurückverwiesen.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulässig.

, ,

Text

Begründung:, Begründung:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

Die Beschwerdeführerin, eine XXXX -Jährige Lehrgangsschülerin für den Lehrberuf VersicherungskauErau, übermittelte

am XXXX 2020 ein Ansuchen um Befreiung vom Besuch der Berufsschule gemäß § 23 SchPFG aus gesundheitlichen,

sozialen und sonstigen in der Person liegenden Gründen mittels Formularvordruck. Zum Punkt „Darlegung der

Gründe“ ist unter anderem handschriftlich ausgeführt: „akute psychosoziale Belastungssituation – Befund anbei.

Termine für Gesprächstherapie und Termin beim Facharzt folgen.“ Dem Ansuchen wurde der Befundbericht von XXXX

angefügt, aus welchem die Diagnose „Angstzustände va Anpassungsstörung“ hervorgeht und in welchem ein Besuch

einer Abendschule in Linz befürwortet werde.Die Beschwerdeführerin, eine römisch 40 -Jährige Lehrgangsschülerin für

den Lehrberuf VersicherungskauErau, übermittelte am römisch 40 2020 ein Ansuchen um Befreiung vom Besuch der

Berufsschule gemäß Paragraph 23, SchPFG aus gesundheitlichen, sozialen und sonstigen in der Person liegenden

Gründen mittels Formularvordruck. Zum Punkt „Darlegung der Gründe“ ist unter anderem handschriftlich ausgeführt:

„akute psychosoziale Belastungssituation – Befund anbei. Termine für Gesprächstherapie und Termin beim Facharzt

folgen.“ Dem Ansuchen wurde der Befundbericht von römisch 40 angefügt, aus welchem die Diagnose „Angstzustände

va Anpassungsstörung“ hervorgeht und in welchem ein Besuch einer Abendschule in Linz befürwortet werde.

Mit Bescheid vom 05.10.2020 wurde das Ansuchen betreEend Befreiung von der BerufsschulpFicht für die 1. bis 3.

Klasse als unbegründet abgewiesen. Begründend wurde ausgeführt, dass es der BF nicht gelungen sei,

gesundheitliche, soziale oder sonstige in ihrer Person liegenden Gründe nachzuweisen, die eine Befreiung vom Besuch

der Berufsschule rechtfertigen würde.

Mit Eingabe vom 28.10.2020 erhob die Beschwerdeführerin Beschwerde gegen den Bescheid und bemängelte, dass

der Befund eines qualiOzierten allgemeinen Mediziners nicht berücksichtigt worden sei und die Befunde des

Facharztes und der Clearingstelle der ÖGK nicht abgewartet worden seien. Sie gab unter anderem auch an, dass sie

bereits eine Lehrabschlussprüfung absolviert habe.

Am 30.10.2020 wurde die Beschwerde dem Bundesverwaltungsgericht vorgelegt ohne von der Möglichkeit einer

Beschwerdevorentscheidung Gebrauch zu machen.

Mit Schreiben vom 23.12.2020 wurde von der Beschwerdeführerin ein Befund eines Facharztes für Psychiatrie und

Psychotherapeutische Medizin mit der Allgemeinen Dauerdiagnose „Anpassungsstörung“ übermittelt. Empfohlen wird
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unter dem Punkt „Procedere“ eine Ausbildung in unmittelbarer Umgebung ohne lange Anfahrtszeiten, um die

Exazerbation der Beschwerdesymptome zu vermeiden.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Zu A)

1.       Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die

Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemäß § 31 Abs. 1 VwGVG erfolgen die

Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fällen ist.1. Gemäß Paragraph 28,

Absatz eins, VwGVG hat Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde

nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemäß Paragraph 31, Absatz eins, VwGVG erfolgen die

Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fällen ist.

Gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden dann in der Sache selbst zu entscheiden,

wenn der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes durch das

Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden

ist. Gemäß Paragraph 28, Absatz 2, VwGVG hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden dann in der Sache selbst zu

entscheiden, wenn der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes durch

das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis

verbunden ist.

Gemäß § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss

aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behörde zurückverweisen, wenn die

Behörde notwendige Ermittlungen des Sachverhaltes unterlassen hat. Die Behörde ist hierbei an die rechtliche

Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist (§ 28 Abs. 3 dritter

Satz VwGVG).Gemäß Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwGVG kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen

Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behörde

zurückverweisen, wenn die Behörde notwendige Ermittlungen des Sachverhaltes unterlassen hat. Die Behörde ist

hierbei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss

ausgegangen ist (Paragraph 28, Absatz 3, dritter Satz VwGVG).

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes stellt die nach § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG 2014 bestehende

Zurückverweisungsmöglichkeit eine Ausnahme von der grundsätzlichen meritorischen Entscheidungszuständigkeit der

Verwaltungsgerichte dar. Eine Zurückverweisung der Sache an die Verwaltungsbehörde zur Durchführung

notwendiger Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht kommen, wenn die Verwaltungsbehörde jegliche

erforderliche Ermittlungstätigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des maßgebenden Sachverhalts (vgl § 37

AVG) lediglich völlig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder bloß ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn

konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehörde (etwa schwierige) Ermittlungen unterließ,

damit diese dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden (vgl. VwGH 10.09.2014, Ra 2104/08/0005;

26.06.2014, Ro 2014/03/0063).Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes stellt die nach Paragraph 28, Absatz 3,

zweiter Satz VwGVG 2014 bestehende Zurückverweisungsmöglichkeit eine Ausnahme von der grundsätzlichen

meritorischen Entscheidungszuständigkeit der Verwaltungsgerichte dar. Eine Zurückverweisung der Sache an die

Verwaltungsbehörde zur Durchführung notwendiger Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht kommen,

wenn die Verwaltungsbehörde jegliche erforderliche Ermittlungstätigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des

maßgebenden Sachverhalts vergleiche Paragraph 37, AVG) lediglich völlig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder

bloß ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die

Verwaltungsbehörde (etwa schwierige) Ermittlungen unterließ, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht

vorgenommen werden vergleiche VwGH 10.09.2014, Ra 2104/08/0005; 26.06.2014, Ro 2014/03/0063).

2.       Die maßgeblichen Bestimmungen des Bundesgesetzes über die SchulpFicht (SchulpFichtgesetz 1985), BGBl. Nr.

76/1985 idgF lauten:2. Die maßgeblichen Bestimmungen des Bundesgesetzes über die SchulpFicht (SchulpFichtgesetz

1985), Bundesgesetzblatt Nr. 76 aus 1985, idgF lauten:

Befreiung vom Besuch der Berufsschule

§ 23. (1) BerufsschulpFichtige sind auf Ansuchen ihrer Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten, volljährige

https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28
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BerufsschulpFichtige auf eigenes Ansuchen vom Besuch der Berufsschule insoweit zu befreien, als sie einen dem

Lehrplan der betreEenden Berufsschule entsprechenden oder gleichwertigen Berufsschulunterricht oder einen

mindestens gleichwertigen anderen Unterricht bereits mit Erfolg besucht haben. Die Gleichwertigkeit stellt der

Bundesminister für Unterricht und kulturelle angelegenheiten nach Anhören der Landesschulräte (Kollegium)

allgemein oder auf Antrag eines Landesschulrates im Einzelfall fest. Die Feststellung der Gleichwertigkeit hat gemäß §

11 Abs. 7 des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 472/1986 in der jeweils geltenden Fassung, zu erfolgen.Paragraph 23,

(1) BerufsschulpFichtige sind auf Ansuchen ihrer Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten, volljährige

BerufsschulpFichtige auf eigenes Ansuchen vom Besuch der Berufsschule insoweit zu befreien, als sie einen dem

Lehrplan der betreEenden Berufsschule entsprechenden oder gleichwertigen Berufsschulunterricht oder einen

mindestens gleichwertigen anderen Unterricht bereits mit Erfolg besucht haben. Die Gleichwertigkeit stellt der

Bundesminister für Unterricht und kulturelle angelegenheiten nach Anhören der Landesschulräte (Kollegium)

allgemein oder auf Antrag eines Landesschulrates im Einzelfall fest. Die Feststellung der Gleichwertigkeit hat gemäß

Paragraph 11, Absatz 7, des Schulunterrichtsgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 472 aus 1986, in der jeweils geltenden

Fassung, zu erfolgen.

(2) Außerdem können BerufsschulpFichtige auf Ansuchen ihrer Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten,

volljährige BerufsschulpFichtige auf eigenes Ansuchen aus gesundheitlichen, wirtschaftlichen, sozialen oder sonstigen

in ihrer Person liegenden Gründen vom Besuch der Berufsschule ganz oder teilweise, mit oder ohne VerpFichtung zur

Ablegung von Prüfungen, befreit werden. Unter wirtschaftlichen Gründen im Sinne dieser Bestimmung sind auch

besondere wirtschaftliche Umstände des Betriebes, in dem der BerufsschulpFichtige tätig ist, zu verstehen, wobei

jedoch die Befreiung nur bei Schülern von ganzjährigen Berufsschulen zulässig ist und im Laufe eines Schuljahres zwei

Unterrichtstage nicht übersteigen darf; in diesem Fall kann das Ansuchen um Befreiung auch vom Lehrberechtigten

(Leiter des Ausbildungsbetriebes) gestellt werden.

(2a) Personen in verkürzten überbetrieblichen Lehrausbildungen im Auftrag des Arbeitsmarktservice gemäß § 30b Abs.

5 des Berufsausbildungsgesetzes sind auf Antrag vom Besuch der Berufsschule zu befreien, wenn beruFiche oder

sonstige in der Person des BerufsschulpFichtigen gelegenen Gründe dem regelmäßigen Besuch der Berufsschule

entgegenstehen.(2a) Personen in verkürzten überbetrieblichen Lehrausbildungen im Auftrag des Arbeitsmarktservice

gemäß Paragraph 30 b, Absatz 5, des Berufsausbildungsgesetzes sind auf Antrag vom Besuch der Berufsschule zu

befreien, wenn berufliche oder sonstige in der Person des Berufsschulpflichtigen gelegenen Gründe dem regelmäßigen

Besuch der Berufsschule entgegenstehen.

(3) Ansuchen um Befreiung vom Besuch der Berufsschule gemäß Abs. 2 sind beim Schulleiter einzubringen. Zuständig

zur Entscheidung ist der nach dem Wohnort des BerufsschulpFichtigen, sofern der BerufsschulpFichtige jedoch bereits

eine Berufsschule besucht, die nach deren Standort örtlich zuständige Bildungsdirektion oder in deren Auftrag der

Schulleiter.(3) Ansuchen um Befreiung vom Besuch der Berufsschule gemäß Absatz 2, sind beim Schulleiter

einzubringen. Zuständig zur Entscheidung ist der nach dem Wohnort des BerufsschulpFichtigen, sofern der

BerufsschulpFichtige jedoch bereits eine Berufsschule besucht, die nach deren Standort örtlich zuständige

Bildungsdirektion oder in deren Auftrag der Schulleiter.

(4) Ansuchen um Befreiung vom Besuch der Berufsschule gemäß Abs. 2a sind beim Schulleiter, allenfalls auch über

den Leiter der Ausbildungseinrichtung im Zuge der MeldungspFicht gemäß § 24 Abs. 3 erster Satz, einzubringen.

Zuständig zur Entscheidung ist der Leiter der Berufsschule, dessen Schulsprengel der Schüler angehört.(4) Ansuchen

um Befreiung vom Besuch der Berufsschule gemäß Absatz 2 a, sind beim Schulleiter, allenfalls auch über den Leiter

der Ausbildungseinrichtung im Zuge der MeldungspFicht gemäß Paragraph 24, Absatz 3, erster Satz, einzubringen.

Zuständig zur Entscheidung ist der Leiter der Berufsschule, dessen Schulsprengel der Schüler angehört.

3.       Gemäß § 58 Abs. 2 AVG sind Bescheide u. a. dann zu begründen, wenn dem Standpunkt der Partei nicht

vollinhaltlich Rechnung getragen wird. Gemäß § 60 AVG sind in der Begründung die Ergebnisse des

Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswürdigung maßgebenden Erwägungen und die darauf gestützte Beurteilung

der Rechtsfrage klar und übersichtlich zusammenzufassen.3. Gemäß Paragraph 58, Absatz 2, AVG sind Bescheide u. a.

dann zu begründen, wenn dem Standpunkt der Partei nicht vollinhaltlich Rechnung getragen wird. Gemäß Paragraph

60, AVG sind in der Begründung die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswürdigung

maßgebenden Erwägungen und die darauf gestützte Beurteilung der Rechtsfrage klar und übersichtlich

zusammenzufassen.
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Bescheide, in denen die Behörde nicht in eindeutiger Weise aufzeigt, von welcher konkreten Sachverhaltsannahme sie

ausgegangen ist und worauf sich die getroEenen Tatsachenfeststellungen in Einzelnen stützen, sind mit einem

wesentlichen Verfahrensmangel behaftet (vgl. Hengstschläger/Leeb, AVG § 60, insb. Rz 35E mwN).Bescheide, in denen

die Behörde nicht in eindeutiger Weise aufzeigt, von welcher konkreten Sachverhaltsannahme sie ausgegangen ist und

worauf sich die getroEenen Tatsachenfeststellungen in Einzelnen stützen, sind mit einem wesentlichen

Verfahrensmangel behaftet vergleiche Hengstschläger/Leeb, AVG Paragraph 60,, insb. Rz 35ff mwN).

Zum angefochtenen Bescheid ist zunächst festzuhalten, dass die iSd §§ 58 und 60 AVG gebotene

Entscheidungsbegründung verlangt, in der Begründung die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die für die

Beweiswürdigung maßgeblichen Erwägungen sowie die darauf gestützte Beurteilung der Rechtsfrage klar und

übersichtlich zusammenzufassen. Dies erfordert in einem ersten Schritt die eindeutige, eine Rechtsverfolgung durch

die Partei ermöglichende und einer nachprüfenden Kontrolle zugängliche konkrete Feststellung des der Entscheidung

zugrunde gelegten Sachverhalts, in einem zweiten Schritt die Angabe jener Gründe, welche die Behörde im Falle des

Vorliegens widerstreitender Beweisergebnisse in Ausübung der freien Beweiswürdigung dazu bewogen haben, gerade

jenen Sachverhalt festzustellen, und in einem dritten Schritt die Darstellung der rechtlichen Erwägungen, deren

Ergebnisse zum Spruch des Bescheids geführt haben (vgl. VwGH 11.11.2015 2013/11/0244 unter Hinweis auf VwGH

15.10.2015, 2013/11/0079).Zum angefochtenen Bescheid ist zunächst festzuhalten, dass die iSd Paragraphen 58 und

60 AVG gebotene Entscheidungsbegründung verlangt, in der Begründung die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens,

die für die Beweiswürdigung maßgeblichen Erwägungen sowie die darauf gestützte Beurteilung der Rechtsfrage klar

und übersichtlich zusammenzufassen. Dies erfordert in einem ersten Schritt die eindeutige, eine Rechtsverfolgung

durch die Partei ermöglichende und einer nachprüfenden Kontrolle zugängliche konkrete Feststellung des der

Entscheidung zugrunde gelegten Sachverhalts, in einem zweiten Schritt die Angabe jener Gründe, welche die Behörde

im Falle des Vorliegens widerstreitender Beweisergebnisse in Ausübung der freien Beweiswürdigung dazu bewogen

haben, gerade jenen Sachverhalt festzustellen, und in einem dritten Schritt die Darstellung der rechtlichen

Erwägungen, deren Ergebnisse zum Spruch des Bescheids geführt haben vergleiche VwGH 11.11.2015 2013/11/0244

unter Hinweis auf VwGH 15.10.2015, 2013/11/0079).

Der angefochtene Bescheid lässt den derart gebotenen klaren Aufbau ebenso vermissen wie eindeutige Feststellungen

zum maßgeblichen Sachverhalt. Der von der Beschwerdeführerin vorgelegte medizinische Befund sowie der Hinweis,

dass ein weiterer Termin beim Facharzt folgt, wurden gänzlich außer Acht gelassen.

Die belangte Behörde hat die erforderliche Ermittlungstätigkeit unterlassen und sich damit begnügt, lapidar, ohne

nähere Begründung, auszuführen, dass es der Beschwerdeführerin nicht gelungen ist, nachzuweisen, dass

gesundheitliche, soziale oder sonstige Gründe vorliegen und privater Stress oder der Umstand mit Jugendlichen im Bus

fahren zu müssen, eine Befreiung nicht rechtfertigt. Die belangte Behörde hat es zu Unrecht unterlassen, sich mit dem

vorgelegten medizinischen Befund auseinanderzusetzen und Feststellungen zum Gesundheitszustand der

Beschwerdeführerin zu treEen. Insbesondere wäre zu begründen, weshalb die (fach)ärztlichen Diagnosen eine

Befreiung vom Besuch der Berufsschule nicht rechtfertigen und erforderlichenfalls weitere Beweismittel einzuholen.

Damit unterschreitet der angefochtene Bescheid die Anforderungen an eine im Sinn des § 60 AVG ausreichende,

nachvollziehbare Begründung.Damit unterschreitet der angefochtene Bescheid die Anforderungen an eine im Sinn des

Paragraph 60, AVG ausreichende, nachvollziehbare Begründung.

In der Gesamtschau ist der Aufhebung des angefochtenen Bescheides und der Zurückverweisung an die belangte

Behörde zur Erlassung eines neuen Bescheides im 

Vergleich zur Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes durch das Bundesverwaltungsgericht unter dem Aspekt der

Raschheit und der Kostenersparnis der Vorzug zu geben. Das behördliche Verfahren erweist sich aus den dargelegten

Gründen insgesamt als so mangelhaft, dass von dem in § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG eingeräumten Ermessen im

Sinne einer kassatorischen Entscheidung Gebrauch zu machen war (VwGH 26.06.2014, Ro 2014/03/0063).In der

Gesamtschau ist der Aufhebung des angefochtenen Bescheides und der Zurückverweisung an die belangte Behörde

zur Erlassung eines neuen Bescheides im , Vergleich zur Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes durch das

Bundesverwaltungsgericht unter dem Aspekt der Raschheit und der Kostenersparnis der Vorzug zu geben. Das

behördliche Verfahren erweist sich aus den dargelegten Gründen insgesamt als so mangelhaft, dass von dem in

Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwGVG eingeräumten Ermessen im Sinne einer kassatorischen Entscheidung

Gebrauch zu machen war (VwGH 26.06.2014, Ro 2014/03/0063).
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Die Behörde wird ein Ermittlungsverfahren über den (psychischen) Gesundheitszustand der Beschwerdeführerin zu

führen und alle vorgelegten Befunde einzubeziehen haben sowie erforderlichenfalls weitere Befunde oder andere

Beweismittel einzuholen haben. Im Falle, dass die belangte Behörde zum Ergebnis gelangt, dass die

Beschwerdeführerin von der BerufsschulpFicht zu befreien ist, wäre ebenfalls darüber auszusprechen, ob mit oder

ohne Verpflichtung zur Ablegung von Prüfungen.

Darüber hinaus wird angemerkt, dass die Beschwerdeführerin auch angibt, dass bereits eine Lehrabschlussprüfung

erfolgreich abgeschlossen wurde. Insoweit wäre auch zu klären, ob nicht ein Befreiungstatbestand gemäß § 23 Abs. 1

SchulpFichtgesetz vorliegt.Darüber hinaus wird angemerkt, dass die Beschwerdeführerin auch angibt, dass bereits

eine Lehrabschlussprüfung erfolgreich abgeschlossen wurde. Insoweit wäre auch zu klären, ob nicht ein

Befreiungstatbestand gemäß Paragraph 23, Absatz eins, Schulpflichtgesetz vorliegt.

Der Bescheid war daher nach § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG aufzuheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines

neuen Bescheides an die Bildungsdirektion Oberösterreich zurückzuverweisen. Der Bescheid war daher nach

Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwGVG aufzuheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides

an die Bildungsdirektion Oberösterreich zurückzuverweisen.

Zu B) Unzulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. Gemäß

Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer

Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von

der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist

die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen

keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemäß

Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der

grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen

Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.

Die Aufhebung des angefochtenen Bescheides ergeht in Anlehnung an die Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes zu § 60 AVG (vgl. VwGH 11.11.2015 2013/11/0244; 15.10.2015, 2013/11/0079; 30.09.2011,

2011/11/0113; 01.03.2016, Ro 2014/11/0024) bzw. zu § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG (VwGH 26.06.2014, Ro

2014/03/0063).Die Aufhebung des angefochtenen Bescheides ergeht in Anlehnung an die Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes zu Paragraph 60, AVG vergleiche VwGH 11.11.2015 2013/11/0244; 15.10.2015, 2013/11/0079;

30.09.2011, 2011/11/0113; 01.03.2016, Ro 2014/11/0024) bzw. zu Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwGVG (VwGH

26.06.2014, Ro 2014/03/0063).
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